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regierung in den Gebieten ohne Selbstregierung darstellt und
dass die auf jeden einzelnen Fall zugeschnittene Bewertung
der Erreichung der Selbstregierung in den einzelnen Gebieten
einen wichtigen Beitrag zu diesem Prozess leisten kann;

9. fordert alle Staaten, insbesondere die Verwaltungs-
mächte, sowie die Sonderorganisationen und anderen Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen auf, innerhalb
ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs den Empfehlungen
des Sonderausschusses im Hinblick auf die Verwirklichung
der Erklärung und die Durchführung der sonstigen einschlä-
gigen Resolutionen der Vereinten Nationen Geltung zu ver-
schaffen;

10. fordert die Verwaltungsmächte auf, sicherzustellen,
dass die Wirtschafts- und die sonstige Tätigkeit in den ihrer
Verwaltung unterstehenden Gebieten ohne Selbstregierung
den Interessen der Völker dieser Gebiete nicht zuwiderläuft,
sondern vielmehr die Entwicklung fördert, und den Völkern
dieser Gebiete bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf Selbst-
bestimmung behilflich zu sein;

11. fordert die betreffenden Verwaltungsmächte nach-
drücklich auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die un-
veräußerlichen Rechte der Völker der Gebiete ohne Selbstre-
gierung auf ihre natürlichen Ressourcen zu sichern und zu ga-
rantieren und die Kontrolle über die künftige Erschließung
dieser Ressourcen herzustellen und zu wahren, und ersucht
die Verwaltungsmächte, alles Erforderliche zu tun, um die Ei-
gentumsrechte der Völker dieser Gebiete zu schützen;

12. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, den Völkern
der Gebiete ohne Selbstregierung unmittelbar und durch ihr
Tätigwerden in den Sonderorganisationen und anderen Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen nach Bedarf
moralische und materielle Hilfe zu gewähren, und ersucht die
Verwaltungsmächte, Schritte zu unternehmen, um jede er-
denkliche Hilfe bilateraler und multilateraler Art zur Stär-
kung der Volkswirtschaften dieser Gebiete zu mobilisieren
und wirksam zu nutzen;

13. erklärt erneut, dass die Entsendung von Besuchsde-
legationen der Vereinten Nationen in die Hoheitsgebiete ein
wirksames Mittel ist, um sich ein Bild von der Lage in den
Gebieten sowie von den Wünschen und Bestrebungen ihrer
Einwohner zu machen, und fordert die Verwaltungsmächte
auf, mit dem Sonderausschuss bei der Wahrnehmung seines
Mandats auch künftig zusammenzuarbeiten und die Entsen-
dung von Besuchsdelegationen in die Hoheitsgebiete zu er-
leichtern;

14. fordert alle Verwaltungsmächte auf, an der Arbeit
des Sonderausschusses voll mitzuwirken und sich an seinen
künftigen Tagungen offiziell zu beteiligen;

15. ersucht den Generalsekretär, die Sonderorganisatio-
nen und die anderen Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, den Gebieten ohne Selbstregierung wirtschaft-
liche, soziale und sonstige Hilfe zu gewähren und damit gege-
benenfalls auch fortzufahren, nachdem sie ihr Recht auf
Selbstbestimmung, einschließlich Unabhängigkeit, wahrge-
nommen haben;

16. billigt den Bericht des Sonderausschusses für den
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker über sei-
ne Tätigkeit im Jahr 2007134, mit dem Arbeitsprogramm für
2008;

17. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderausschuss
alle Einrichtungen und Dienste zur Verfügung zu stellen, die
für die Durchführung dieser Resolution sowie der anderen die
Entkolonialisierung betreffenden Resolutionen und Beschlüs-
se der Generalversammlung und des Sonderausschusses er-
forderlich sind.

RESOLUTION 62/121
Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 17. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/62/412/Add.1, Ziff. 9)138.

62/121. Tokelau-Frage
Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Tokelau-Frage,

nach Prüfung des Tokelau betreffenden Kapitels im Be-
richt des Sonderausschusses für den Stand der Verwirkli-
chung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit
an koloniale Länder und Völker139,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. De-
zember 1960 mit der Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker sowie auf alle
die Gebiete ohne Selbstregierung betreffenden Resolutionen
und Beschlüsse der Vereinten Nationen, insbesondere die Re-
solution 61/127 der Generalversammlung vom 14. Dezember
2006,

mit Dank Kenntnis nehmend von der auch weiterhin bei-
spielhaften Kooperation der Verwaltungsmacht Neuseeland
im Rahmen der Arbeit des Sonderausschusses betreffend To-
kelau und von ihrer Bereitschaft, Besuchsdelegationen der
Vereinten Nationen Zugang zu dem Hoheitsgebiet zu gewäh-
ren,

sowie mit Dank Kenntnis nehmend von dem Beitrag, den
Neuseeland gemeinsam mit den Sonderorganisationen und
anderen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,
insbesondere dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen, zur Entwicklung Tokelaus leistet,

unter Hinweis darauf, dass der durch Ausübung des allge-
meinen Erwachsenenwahlrechts auf Dorfebene gewählte All-
gemeine Fono (Rat), eine nationale gesetzgebende Körper-
schaft, 1996 eingesetzt wurde und im Juni 2003 die volle Ver-
antwortung für den Haushalt Tokelaus übernahm,

138 Der in dem Bericht des Vierten Ausschusses empfohlene Resolutions-
entwurf wurde von dem Amtierenden Vorsitzenden des Sonderaus-
schusses für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Ge-
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorgelegt.
139 Official Records of the General Assembly, Sixty-second Session, Sup-
plement No. 23 (A/62/23), Kap. X.
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in Anbetracht dessen, dass Tokelau als kleines Inselho-
heitsgebiet die Lage der meisten noch verbleibenden Gebiete
ohne Selbstregierung veranschaulicht und als ein Beispiel ei-
ner erfolgreichen Zusammenarbeit bei der Entkolonialisie-
rung für die Vereinten Nationen zu einem Zeitpunkt, zu dem
sie bestrebt sind, ihre Entkolonialisierungstätigkeit abzu-
schließen, von großer Bedeutung ist,

unter Hinweis darauf, dass Neuseeland und Tokelau im
November 2003 eine Gemeinsame Erklärung über die Grund-
sätze der Partnerschaft unterzeichneten, in der zum ersten
Mal die Rechte und Pflichten der beiden Partnerländer
schriftlich festgehalten sind,

eingedenk dessen, dass der Allgemeine Fono auf seiner
Tagung im November 2003 nach eingehenden Konsultatio-
nen in allen drei Dörfern beschloss, mit Neuseeland offiziell
die Möglichkeit der Selbstregierung in Form einer freien As-
soziierung zu prüfen, und dass er im August 2005 beschloss,
auf der Grundlage des Entwurfs einer Verfassung für Tokelau
und eines Vertrags über die freie Assoziierung mit Neusee-
land ein Referendum über die Selbstregierung abzuhalten,

1. stellt fest, dass Tokelau nach wie vor fest entschlos-
sen ist, seine Fähigkeit zur Selbstregierung zu entwickeln;

2. begrüßt die maßgeblichen Fortschritte, die in Rich-
tung auf die Übertragung der Machtbefugnisse auf die drei
Taupulega (Dorfräte) erzielt wurden, insbesondere dass die
Machtbefugnisse des Administrators mit Wirkung vom 1. Juli
2004 an die drei Taupulega delegiert wurden und dass jeder
Taupulega von diesem Zeitpunkt an die volle Verantwortung
für die Verwaltung aller seiner öffentlichen Dienste übernom-
men hat; 

3. erinnert daran, dass der Allgemeine Fono im No-
vember 2003 nach eingehenden Konsultationen in allen drei
Dörfern und einer Tagung des Sonderausschusses für die Ver-
fassung Tokelaus beschloss, mit Neuseeland offiziell die
Möglichkeit der Selbstregierung in Form einer freien Assozi-
ierung zu prüfen, und dass daraufhin gemäß dem Beschluss
des Allgemeinen Fono Gespräche zwischen Tokelau und
Neuseeland geführt wurden;

4. erinnert außerdem daran, dass der Allgemeine Fono
im August 2005 beschloss, auf der Grundlage des Entwurfs
einer Verfassung für Tokelau und eines Vertrags über die
freie Assoziierung mit Neuseeland ein Referendum über die
Selbstregierung abzuhalten, und nimmt davon Kenntnis, dass
der Allgemeine Fono Regeln für das Referendum erlassen
hat;

5. anerkennt die Initiative Tokelaus, einen strategi-
schen Wirtschaftsentwicklungsplan für den Zeitraum 2007-
2010 auszuarbeiten;

6. anerkennt außerdem die weitere Unterstützung, die
Neuseeland für die Förderung des Wohls Tokelaus zugesagt
hat, sowie die Zusammenarbeit seitens des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen;

7. anerkennt ferner, dass Tokelau auch weiterhin der
Unterstützung der internationalen Gemeinschaft bedarf;

8. begrüßt die Einrichtung und die Tätigkeit des Inter-
nationalen Treuhandfonds für Tokelau zur Unterstützung der
künftigen Entwicklungsbedürfnisse Tokelaus und fordert die
Mitgliedstaaten sowie die internationalen und regionalen Or-
ganisationen auf, Beiträge an den Fonds zu entrichten und so
diesem jungen Land mit praktischer Unterstützung dabei be-
hilflich zu sein, die Probleme zu meistern, die sich aus seiner
geringen Größe, seiner Isolation und seinem Mangel an Res-
sourcen ergeben;

9. begrüßt außerdem die Zusicherung der Regierung
Neuseelands, dass sie ihre Verpflichtungen gegenüber den
Vereinten Nationen im Hinblick auf Tokelau erfüllen und den
frei zum Ausdruck gebrachten Wünschen der Bevölkerung
Tokelaus im Hinblick auf seinen künftigen Status nachkom-
men wird;

10. begrüßt ferner die kooperative Haltung der anderen
Staaten und Gebiete in der Region gegenüber Tokelau und ih-
re Unterstützung für seine wirtschaftlichen und politischen
Bestrebungen und seine zunehmende Beteiligung an regiona-
len und internationalen Angelegenheiten;

11. fordert die Verwaltungsmacht und die Organisatio-
nen der Vereinten Nationen auf, Tokelau bei seiner weiteren
Entwicklung auch künftig Hilfe zu gewähren;

12. begrüßt die Maßnahmen, die die Verwaltungsmacht
ergriffen hat, um dem Generalsekretär Informationen über die
politische, wirtschaftliche und soziale Situation Tokelaus zu
übermitteln;

13. nimmt Kenntnis von den beträchtlichen Fortschritten
in Richtung auf die Annahme einer Verfassung und nationaler
Symbole durch Tokelau und von den Schritten, die Tokelau
und Neuseeland ergriffen haben, um dem Entwurf eines Ver-
trags über die freie Assoziierung als Grundlage für einen
Selbstbestimmungsakt zuzustimmen;

14. stellt fest, dass bei einem im Februar 2006 abgehal-
tenen Referendum zur Bestimmung des künftigen Status To-
kelaus die vom Allgemeinen Fono festgelegte Zweidrittel-
mehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen für die Ände-
rung des Status Tokelaus als von Neuseeland verwaltetes Ge-
biet ohne Selbstregierung verfehlt wurde;

15. nimmt Kenntnis von dem Beschluss des Allgemei-
nen Fono, vom 20. bis 24. Oktober 2007 ein weiteres Refe-
rendum zur Bestimmung des künftigen Status Tokelaus
durchzuführen;

16. lobt die professionelle und transparente Durchfüh-
rung der Referenden im Februar 2006 und Oktober 2007 un-
ter der Aufsicht der Vereinten Nationen;

17. stellt fest, dass auch bei dem im Oktober 2007 abge-
haltenen Referendum die vom Allgemeinen Fono festgelegte
Zweidrittelmehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen für
die Änderung des Status Tokelaus als von Neuseeland ver-
waltetes Gebiet ohne Selbstregierung verfehlt wurde;

18. begrüßt es, dass sowohl Tokelau als auch Neusee-
land fest entschlossen sind, die Zusammenarbeit im Interesse
Tokelaus und seiner Bevölkerung fortzusetzen, unter Berück-
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sichtigung des Grundsatzes des Rechts auf Selbstbestim-
mung;

19. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker, die Prüfung der Fra-
ge Tokelaus, eines Gebiets ohne Selbstregierung, fortzuset-
zen und der Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzig-
sten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 62/217

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 22. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/403,
Ziff. 14)140.

62/217. Internationale Zusammenarbeit bei der friedli-
chen Nutzung des Weltraums

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/122 vom 13. De-
zember 1996, 54/68 vom 6. Dezember 1999, 59/2 vom
20. Oktober 2004 sowie 61/110 und 61/111 vom 14. Dezem-
ber 2006,

in Anbetracht des bemerkenswerten Umstands, dass im
Jahr 2007 gleich mehrere runde Jahrestage im Zusammen-
hang mit Weltraumtätigkeiten stattfanden, darunter der
fünfzigste Jahrestag des Starts des ersten künstlichen Erdsa-
telliten, Sputnik I, in den Weltraum am 4. Oktober 1957, mit
dem das Weltraumzeitalter begann, der vierzigste Jahrestag
des am 10. Oktober 1967 in Kraft getretenen Vertrags über
die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei
der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich
des Mondes und anderer Himmelskörper141 (Weltraumver-
trag), die fünfzigste Tagung des Ausschusses für die friedli-
che Nutzung des Weltraums und der fünfzigste Jahrestag des
Internationalen Geophysikalischen Jahres, anlässlich dessen
2007 zum Internationalen Heliophysikalischen Jahr ausgeru-
fen wurde,

zutiefst überzeugt von dem gemeinsamen Interesse der
Menschheit an der Förderung und Ausweitung der Erfor-
schung und Nutzung des Weltraums, die Sache der gesamten
Menschheit sind, für friedliche Zwecke und an der Fortset-
zung der Bemühungen, alle Staaten an dem daraus erwach-
senden Nutzen teilhaben zu lassen, sowie von der Wichtigkeit
der internationalen Zusammenarbeit in diesem Bereich, für
die die Vereinten Nationen auch in Zukunft eine Koordinie-
rungsstelle sein sollen,

in Bekräftigung der Wichtigkeit der internationalen Zu-
sammenarbeit bei der Sicherung der Herrschaft des Rechts,

einschließlich der einschlägigen Normen des Weltraumrechts
und deren wichtiger Rolle für die internationale Zusammen-
arbeit bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums für
friedliche Zwecke, sowie der Wichtigkeit des Beitritts von so
vielen Staaten wie möglich zu internationalen Verträgen, die
die friedliche Nutzung des Weltraums fördern, um die neuen
Herausforderungen, insbesondere diejenigen für die Entwick-
lungsländer, zu bewältigen,

ernsthaft besorgt über die Möglichkeit eines Wettrüstens
im Weltraum und eingedenk der Bedeutung des Artikels IV
des Weltraumvertrags,

in der Erkenntnis, dass alle Staaten, insbesondere diejeni-
gen, die in der Raumfahrt führend sind, als wesentliche Vor-
aussetzung für die Förderung und Stärkung der internationa-
len Zusammenarbeit bei der Erforschung und Nutzung des
Weltraums für friedliche Zwecke aktiv zu dem Ziel der Ver-
hütung eines Wettrüstens im Weltraum beitragen sollen,

in der Erwägung, dass die Frage des Weltraummülls für
alle Nationen von Belang ist,

in Anbetracht der Fortschritte beim weiteren Ausbau der
friedlichen Weltraumforschung und ihrer Anwendungen so-
wie bei verschiedenen einzelstaatlichen und gemeinschaftli-
chen Weltraumprojekten, die zur internationalen Zusammen-
arbeit beitragen, sowie der Wichtigkeit einer Weiterentwick-
lung des rechtlichen Rahmens zur Stärkung der internationa-
len Zusammenarbeit auf diesem Gebiet,

überzeugt von der Wichtigkeit der Empfehlungen in der
Resolution „Das Jahrtausend des Weltraums: Wiener Erklä-
rung über den Weltraum und die menschliche Entwicklung“,
die auf der vom 19. bis 30. Juli 1999 in Wien abgehaltenen
Dritten Konferenz der Vereinten Nationen über die Er-
forschung und friedliche Nutzung des Weltraums
(UNISPACE III) verabschiedet wurde142, sowie von der Not-
wendigkeit, die Nutzung von Raumfahrttechnik für die Um-
setzung der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen143

zu fördern,
ernsthaft besorgt über die verheerenden Auswirkungen

von Katastrophen144, die zu Verlusten von Menschenleben
und zu Sachschäden führen, Menschen aus ihren Wohnungen
vertreiben, ihre Existenzgrundlagen zerstören und Gesell-
schaften auf der ganzen Welt enormen Schaden zufügen, und
zutiefst davon überzeugt, dass es dringend notwendig ist, ver-
stärkte Koordinierungsbemühungen auf weltweiter Ebene zu
unternehmen, um die Auswirkungen von Katastrophen zu
verringern,

überzeugt, dass der Einsatz der vorhandenen Raumfahrt-
technik, wie etwa Erdbeobachtungs- und Wettersatelliten,
Kommunikationssatelliten und Satellitennavigations- und -po-

140 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von dem Vertreter Frankreichs (im Namen der Ple-
nararbeitsgruppe für internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen
Nutzung des Weltraums).
141 United Nations, Treaty Series, Vol. 610, Nr. 8843. Amtliche deutsch-
sprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II S. 1967; öBGBl. Nr. 103/1968;
AS 1970 87.

142 Siehe Report of the Third United Nations Conference on the Explora-
tion and Peaceful Uses of Outer Space, Vienna, 19–30 July 1999 (United
Nations publication, Sales No. E.00.I.3), Kap. I, Resolution 1.
143 Siehe Resolution 55/2.
144 Der Begriff „Katastrophe“ bezieht sich auf Natur- oder Technologie-
katastrophen.




